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1. Hochschulaufgaben und Dienstaufgaben des Lehrpersonals mit ausdrück-
lichem Bezug zum Handlungsfeld Internationalisierung und potenzieller 
Relevanz im Kontext der Dozentenmobilität 

 

§ 3 HG1 Aufgaben 
(1) 1Die Universitäten dienen der Gewinnung wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie 
der Pflege und Entwicklung der Wissenschaften durch Forschung, Lehre, Studium, 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und Wissenstransfer (insbeson-
dere wissenschaftliche Weiterbildung, Technologietransfer, Förderung von Ausgrün-
dungen). 2Zum Zwecke des Wissenstransfers nach Satz 1 können sie insbesondere 
die berufliche Selbstständigkeit, auch durch Unternehmensgründungen, ihrer Stu-
dierenden, ihres befristet beschäftigten Hochschulpersonals sowie ihrer Absolven-
tinnen und Absolventen und ihrer ehemaligen Beschäftigten für die Dauer von bis zu 
drei Jahren fördern; die Förderung darf die Erfüllung der weiteren in diesem Gesetz 
genannten Aufgaben nicht beeinträchtigen. 3Die Universitäten bereiten auf berufli-
che Tätigkeiten im In- und Ausland vor, die die Anwendung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und Methoden erfordern. 4Sie gewährleisten eine gute wissenschaftliche 
Praxis. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten für die Kunst entsprechend, soweit sie zu den Auf-
gaben der Universitäten gehört. 
(2) 1Die Fachhochschulen bereiten durch anwendungsbezogene Lehre und Studium 
auf berufliche Tätigkeiten im In- und Ausland vor, die die Anwendung wissenschaft-
licher Erkenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung 
erfordern. 2Sie nehmen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben, künstlerischgestal-
terische Aufgaben sowie Aufgaben des Wissenstransfers (insbesondere wissen-
schaftliche Weiterbildung, Technologietransfer, Förderung von Ausgründungen) 
wahr. 3Absatz 1 Satz 2 und 4 gilt entsprechend. 
[…] 
(6) Die Hochschulen fördern die regionale, europäische und internationale Zusam-
menarbeit, insbesondere im Hochschulbereich, und den Austausch zwischen deut-
schen und ausländischen Hochschulen; sie berücksichtigen die besonderen Bedürf-
nisse ausländischer Studierender. 
[…] 
 
§ 60 HG Studiengänge 
[…] 
(2) Die Hochschulen können fremdsprachige Lehrveranstaltungen anbieten sowie 
fremdsprachige Studiengänge sowie gemeinsam mit ausländischen, insbesondere 
europäischen Partnerhochschulen internationale Studiengänge entwickeln, in denen 
bestimmte Studienabschnitte und Prüfungen an der ausländischen Hochschule er-
bracht werden. 
[…] 

 

  



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Lehre im Kontext der Internationalisierung 
Stand: 14.10.2024 
 

4 
 

2. Berücksichtigung(sfähigkeit) von Lehre im Ausland im Rahmen der Lehr-
verpflichtung 

 
§ 5 LVV2 Ermäßigung der Lehrverpflichtung 
[…] 
(2) Für die Wahrnehmung anderer Dienstaufgaben oder damit im Zusammenhang 
stehender Funktionen sowie zur Wahrnehmung von wissenschaftlichen oder wis-
senschaftsbezogenen Aufgaben im öffentlichen Interesse außerhalb der Hoch-
schule können unter Berücksichtigung des Lehrbedarfs im jeweiligen Fach Ermäßi-
gungen der Lehrverpflichtung gewährt werden. 
[…] 
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3. Potenzielle Anknüpfungspunkte im Nebentätigkeitsrecht 
 
Hinweis: Lehre außerhalb der eigenen Hochschule gehört regelmäßig nicht zum 
Hauptamt, sondern wird im Rahmen einer Nebentätigkeit wahrgenommen. Das gilt 
auch für die Lehre an ausländischen Hochschulen. Der normative Rahmen für Ne-
bentätigkeiten ergibt sich aus dem Beamten- und Nebentätigkeitsrecht des jeweili-
gen Landes. Einschlägige Regelungen finden sich gelegentlich im Hochschulgesetz, 
typischerweise im Beamtengesetz, in der (allgemeinen) Nebentätigkeitsverordnung 
und meist in einer speziellen Nebentätigkeitsverordnung für den Hochschulbereich. 
In diesen Vorschriften wird das Thema der Lehre im Ausland allerdings kaum oder 
gar nicht explizit angesprochen. 
Im Folgenden werden daher die Normen aus den vorgenannten Regelungen (in 
Nordrhein-Westfalen: LBG NRW, NtV und HNtV) aufgeführt, die (auch) für die Lehre 
im Ausland potenziell von Bedeutung sein können. 
 
§ 1 LBG NRW3 Anwendungsbereich 
(1) Dieses Gesetz gilt für die Beamtinnen und Beamten des Landes, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände sowie der sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehen-
den Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit das 
Beamtenstatusgesetz vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010) in der jeweils geltenden 
Fassung keine anderweitige Regelung enthält. 
(2) Die Kirchen und öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften können Vor-
schriften dieses Gesetzes für anwendbar erklären. 
(3) Die Landesregierung kann Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts durch Rechtsverordnung das Recht verleihen, Beamtinnen und Be-
amte zu haben (Dienstherrnfähigkeit). 
 
§ 48 LBG NRW Pflicht zur Nebentätigkeit 
1Beamtinnen und Beamte sind verpflichtet, auf Verlangen der dienstvorgesetzten 
Stelle eine Nebentätigkeit (Nebenamt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen Dienst 
zu übernehmen und fortzuführen, sofern diese Tätigkeit ihrer Vorbildung oder Be-
rufsausbildung entspricht und sie nicht über Gebühr in Anspruch nimmt. 2Durch die 
Nebentätigkeit dürfen dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt werden. 3Ergibt sich 
eine solche Beeinträchtigung während der Ausübung der Nebentätigkeit, so ist das 
Verlangen zu widerrufen. 
 
§ 49 LBG NRW Genehmigungspflichtige Nebentätigkeit 
(1) 1Die Beamtin oder der Beamte bedarf, soweit sie oder er nicht nach § 48 zur 
Übernahme verpflichtet ist, der vorherigen Genehmigung 
1. zur Übernahme eines Nebenamtes, 
2. zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung gegen Vergütung, zu einer gewerbli-

chen Tätigkeit, zur Mitarbeit in einem Gewerbebetrieb oder zur Ausübung eines 
freien Berufes und 

3. zum Eintritt in den Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in ein sonstiges 
Organ einer Gesellschaft oder eines in einer anderen Rechtsform betriebenen 
Unternehmens, soweit diese einen wirtschaftlichen Zweck verfolgen, sowie zur 
Übernahme einer Treuhänderschaft. 
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2Die Wahrnehmung eines öffentlichen Ehrenamtes sowie einer unentgeltlichen Vor-
mundschaft, Betreuung, Pflegschaft oder Testamentsvollstreckung gilt nicht als Ne-
bentätigkeit. 3Ihre Übernahme ist der dienstvorgesetzten Stelle vor Aufnahme schrift-
lich oder elektronisch anzuzeigen. 
(2) 1Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Nebentätigkeit dienstliche Interes-
sen beeinträchtigen kann. 2Ein solcher Versagungsgrund liegt insbesondere vor, 
wenn die Nebentätigkeit 
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft der Beamtin oder des Beamten so stark in 

Anspruch nimmt, dass die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer oder seiner dienstli-
chen Pflichten behindert werden kann, 

2. die Beamtin oder den Beamten in einen Widerstreit mit den dienstlichen Pflich-
ten bringen kann, 

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde oder Einrichtung, der 
die Beamtin oder der Beamte angehört, tätig wird oder werden kann, 

4. die Unparteilichkeit oder die Unbefangenheit der Beamtin oder des Beamten be-
einflussen kann, 

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstlichen Verwendbarkeit 
der Beamtin oder des Beamten führen kann oder 

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 
3Die Voraussetzung des Satzes 2 Nummer 1 gilt in der Regel als erfüllt, wenn die 
zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Nebentätigkeiten in der Woche 
ein Fünftel der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit überschreitet. 4Im Falle einer 
begrenzten Dienstfähigkeit (§ 27 des Beamtenstatusgesetzes) gilt Satz 3 mit der 
Maßgabe, dass die herabgesetzte wöchentliche Arbeitszeit zugrunde zu legen ist. 
(3) 1Die Genehmigung ist für jede einzelne Nebentätigkeit zu erteilen und auf längs-
tens fünf Jahre zu befristen. 2Sie kann mit Auflagen und Bedingungen versehen wer-
den. 3Die Genehmigung erlischt bei Versetzung zu einer anderen Dienststelle. 
(4) Ergibt sich nach der Erteilung der Genehmigung eine Beeinträchtigung dienstli-
cher Interessen, so ist die Genehmigung zu widerrufen. 
 
§ 50 LBG NRW Nebentätigkeit bei Freistellung vom Dienst 
Während einer Freistellung vom Dienst nach §§ 64, 73 Absatz 3 oder der Verord-
nung nach § 74 Absatz 2 dürfen nur solche Nebentätigkeiten genehmigt werden, die 
dem Zweck der Freistellung nicht zuwiderlaufen. 
 
§ 51 LBG NRW Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit 
(1) Nicht genehmigungspflichtig ist 
1. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung der Beamtin oder des Beamten 

unterliegenden Vermögens, 
2. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit, 
3. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende selbständige Gut-

achtertätigkeit von Lehrerinnen und Lehrern an öffentlichen Hochschulen, die 
als solche zu Beamtinnen oder Beamten ernannt sind, und Beamtinnen und Be-
amten an wissenschaftlichen Instituten und Anstalten außerhalb der öffentlichen 
Hochschulen, 

4. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen der Beamtinnen und Beamten 
in 
a) Gewerkschaften und Berufsverbänden oder 
b) Organen von Selbsthilfeeinrichtungen und 
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5. die unentgeltliche Tätigkeit in Organen von Genossenschaften. 
(2) 1Durch die Nebentätigkeit dürfen dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt wer-
den. 2Ergibt sich eine solche Beeinträchtigung, so ist die Nebentätigkeit ganz oder 
teilweise zu untersagen. 
 
§ 53 LBG NRW Meldung von Nebeneinnahmen 
Die Beamtin oder der Beamte legt am Ende eines jeden Jahres ihrer oder seiner 
dienstvorgesetzten Stelle eine jeden Einzelfall erfassende Aufstellung über Art und 
Umfang der Nebentätigkeit sowie über die Vergütungen vor, die sie oder er für eine 
genehmigungspflichtige oder eine nach § 51 Absatz 1 Nummer 2, 3 und 4 Buch-
stabe b nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit innerhalb oder außerhalb des 
öffentlichen Dienstes erhalten hat, wenn diese insgesamt die in der Rechtsverord-
nung nach § 57 zu bestimmende Höchstgrenze übersteigen. 
 
§ 57 LBG NRW Regelung der Nebentätigkeit 
1Die zur Ausführung der §§ 48 bis 56 notwendigen Vorschriften über die Nebentätig-
keit der Beamtinnen und Beamten erlässt die Landesregierung durch Rechtsverord-
nung. 2In ihr ist insbesondere zu bestimmen, 
1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im Sinne dieser Vorschriften anzuse-

hen sind oder ihm gleichstehen; dabei sollen Tätigkeiten bei Einrichtungen und 
Unternehmen, die zu mehr als 50 Prozent in öffentlicher Hand sind oder fortlau-
fend unterhalten werden oder von der öffentlichen Hand zumindest wirtschaftlich 
beherrscht werden und Vergütungen jedenfalls mittelbar aus Beiträgen der öf-
fentlichen Hand fließen, der Tätigkeit im öffentlichen Dienst gleichgestellt wer-
den, 

2. in welchen Fällen von geringer Bedeutung oder bei welcher wiederkehrenden 
Tätigkeit dieser Art die Genehmigung zur Ausübung der Nebentätigkeit als all-
gemein erteilt gilt, 

3. welche nicht genehmigungspflichtigen oder allgemein genehmigten Nebentätig-
keiten der dienstvorgesetzten Stelle unter Angabe von Art und Umfang sowie 
der voraussichtlich zu erwartenden Entgelte oder geldwerten Vorteile anzuzei-
gen sind, 

4. in welchen Fällen für die Wahrnehmung von Aufgaben, die im Hauptamt erledigt 
werden können oder für welche die Beamtin oder der Beamte im Hauptamt ent-
lastet wird, eine Vergütung ausnahmsweise zugelassen wird, 

5. ob und inwieweit die Beamtin oder der Beamte für eine im öffentlichen Dienst 
ausgeübte oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung ihres oder seines 
Dienstherrn übernommene Nebentätigkeit eine Vergütung erhält oder eine er-
haltene Vergütung abzuführen hat, 

6. unter welchen Voraussetzungen die Beamtin oder der Beamte zur Ausübung 
von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal und Material des Dienstherrn in 
Anspruch nehmen darf und in welcher Höhe hierfür ein Entgelt an den Dienst-
herrn zu entrichten ist; das Entgelt ist mindestens kostendeckend zu bemessen 
und soll den besonderen Vorteil berücksichtigen, der der Beamtin oder dem Be-
amten durch die Inanspruchnahme entsteht; es darf nur entfallen 
a) bei der Wahrnehmung eines Nebenamtes, 
b) wenn die Nebentätigkeit unentgeltlich durchzuführen ist oder 
c) wenn die Kosten von einem Dritten in vollem Umfang getragen werden, 

7. das Nähere zu § 54 Absatz 2. 
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§ 58 LBG NRW Dienstaufgabe als Nebentätigkeit 
Übt eine Beamtin oder ein Beamter eine Tätigkeit, die zu ihren oder seinen dienstli-
chen Aufgaben (Hauptamt, Nebenamt) gehört, wie eine Nebenbeschäftigung gegen 
Vergütung aus, so hat sie oder er die Vergütung an den Dienstherrn abzuführen. 
 
§ 125 LBG NRW Nebentätigkeit 
(1) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit sind Professorinnen und Professoren sowie 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren nur insoweit verpflichtet, als die Neben-
tätigkeit in unmittelbarem Zusammenhang mit ihren Dienstaufgaben in Lehre, For-
schung, Kunst und künstlerischen Entwicklungsvorhaben steht. 
(2) 1Das wissenschaftliche und künstlerische Personal (§ 120) hat nicht genehmi-
gungspflichtige Nebentätigkeiten im Sinne des § 51 Absatz 1 Nummer 2 und 3, die 
gegen Vergütung ausgeübt werden sollen, der dienstvorgesetzten Stelle vor Auf-
nahme unter Angabe von Art und Umfang der Nebentätigkeit sowie der voraussicht-
lich zu erwartenden Entgelte und geldwerten Vorteile anzuzeigen. 2Die oberste 
Dienstbehörde kann bei geringfügigen Nebentätigkeiten auf die Anzeige allgemein 
verzichten. 
(3) Das für Wissenschaft und Forschung zuständige Ministerium erlässt für das wis-
senschaftliche und künstlerische Personal (§ 120) nach Anhörung der Hochschulen 
im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Ministeriums und dem Finanzmi-
nisterium die Rechtsverordnung nach § 57 einschließlich näherer Bestimmungen zu 
Absatz 1 und 2. 
 
§ 1 NtV4 Geltungsbereich 
(1) 1Diese Verordnung gilt für die Beamten des Landes, der Gemeinden, der Ge-
meindeverbände und der anderen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 2Sie gilt auch für Ruhe-
standsbeamte und frühere Beamte hinsichtlich der Nebentätigkeiten, die sie vor Be-
endigung des Beamtenverhältnisses ausgeübt haben. 
(2) 1Diese Verordnung gilt für das wissenschaftliche und künstlerische Personal im 
Sinne des § 121 LBG NRW sowie für entpflichtete Professoren (§ 134 LBG NRW), 
soweit in der Hochschulnebentätigkeitsverordnung nichts Abweichendes geregelt 
ist. 2Sie gilt nicht für Ehrenbeamte (§ 108 Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 LBG NRW). 
 
§ 4 NtV Hauptamt und Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst 
(1) Aufgaben seiner Behörde oder Einrichtung sollen einem Beamten nicht zur Erle-
digung als Nebentätigkeit übertragen werden. 
(2) 1Aufgaben einer anderen Behörde oder Einrichtung dürfen dem Beamten als Ne-
bentätigkeit nur übertragen werden, wenn sie von eigenen Bediensteten der zustän-
digen Stelle allgemein oder im Einzelfall nicht wahrgenommen werden können. 2Die 
Übertragung ist nur im Einvernehmen mit dem Dienstvorgesetzten des Beamten zu-
lässig. 
 
§ 5 NtV Nebentätigkeiten auf Vorschlag oder Veranlassung 
Zur Übernahme einer Nebentätigkeit darf ein Beamter durch den Dienstvorgesetzten 
nur vorgeschlagen oder veranlaßt werden (§ 52 Abs. 1 Satz 1 LBG NRW), wenn ein 
dienstliches oder ein besonderes öffentliches Interesse an der Ausübung dieser Ne-
bentätigkeit vorliegt. 
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§ 6 NtV Genehmigung im Einzelfall 
(1) 1Die Genehmigung ist für jede einzelne Nebentätigkeit zu erteilen. 2Jede Geneh-
migung ist zu befristen; die Frist darf längstens fünf Jahre betragen. 3Der Antrag auf 
Erteilung einer Nebentätigkeitsgenehmigung ist schriftlich vorzulegen. 4Er muß An-
gaben enthalten über 
1. Art und Dauer der Nebentätigkeit, 
2. den zeitlichen Umfang in der Woche, 
3. den Auftraggeber und 
4. die Höhe der zu erwartenden Vergütung (§ 11). 
5Der Beamte hat nachträgliche Änderungen der im Genehmigungsantrag enthalte-
nen Angaben unverzüglich schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. 
(2) Die Genehmigung ist stets zu versagen, wenn die begründete Besorgnis besteht, 
daß durch die Nebentätigkeit dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können. 
(3) 1Will ein Beamter eine Preisrichter-, Schiedsrichter-, Schlichter- oder Gutachter-
tätigkeit in einer Sache ausüben, mit der die Behörde, der er angehört, amtlich be-
faßt ist oder werden kann, so liegt grundsätzlich ein Tatbestand im Sinne des § 49 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 2, 3 oder 4 LBG NRW vor. 2Fordert ein Gericht oder eine Behörde 
das Gutachten oder bestellt eine juristische Person des öffentlichen Rechts den Be-
amten zum Preisrichter, Schiedsrichter oder Schlichter, so liegt ein solcher Tatbe-
stand nur vor, wenn Tatsachen bekannt sind, die den Verdacht eines Interessenwi-
derstreits mit der Behörde, der der Beamte angehört, begründen. 
(4) 1Eine Genehmigung ist zu widerrufen, wenn 

a) sich nach ihrer Erteilung eine Beeinträchtigung dienstlicher Interessen ergibt 
(§ 49 Abs. 3 LBG NRW) oder 

b) der Beamte zu einem anderen Dienstherrn übertritt, übernommen oder ver-
setzt wird und die Nebentätigkeit ihm im Zusammenhang mit seinem Haupt-
amt oder auf Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorgesetzten über-
tragen war. 

2Die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes bleiben unberührt. 3Bei Auf-
hebung der Genehmigung soll dem Beamten eine angemessene Frist zur Abwick-
lung seiner Nebentätigkeit bewilligt werden, soweit die dienstlichen Interessen dies 
zulassen. 
(5) Die Genehmigung erlischt bei Versetzung zu einer anderen Dienststelle ohne 
Rücksicht auf die in ihr gesetzte Frist. 
 
§ 7 NtV Allgemeine Genehmigung 
(1) Eine nach § 49 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 LBG NRW genehmigungspflichtige Nebentä-
tigkeit ist allgemein genehmigt, wenn sie 
1. insgesamt einen geringen Umfang hat, 
2. dienstliche Interessen nicht beeinträchtigt, 
3. außerhalb der Arbeitszeit ausgeübt wird und 
4. nicht oder mit weniger als 100 Euro monatlich vergütet wird. 
(2) 1Eine Nebentätigkeit im Sinne von Absatz 1 ist dem Dienstvorgesetzten anzuzei-
gen, sofern es sich nicht um eine einmalige Tätigkeit handelt. 2Ein Widerruf in ent-
sprechender Anwendung von § 6 Abs. 4 bleibt vorbehalten. 
 
§ 9 NtV Nicht genehmigungspflichtige Tätigkeiten 
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(1) 1Schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeiten 
sind nicht genehmigungspflichtig (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 LBG NRW). 2Mit den dienstli-
chen Interessen können aber vertragliche Bindungen des Beamten für einen länge-
ren Zeitraum zur fortlaufenden Fertigung von schriftstellerischen, wissenschaftlichen 
oder künstlerischen Arbeiten unvereinbar sein. 3Eine gewerbs- oder geschäftsmä-
ßige Verwertung ist nach § 49 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Landesbeamtenge-
setzes genehmigungspflichtig. 4Nicht genehmigungspflichtige Vortragstätigkeit liegt 
nicht vor, wenn ein Sachgebiet in Fortsetzungen einem gleichbleibenden Personen-
kreis vermittelt wird (Unterricht). 
(2) 1Die Gutachtertätigkeit ist nur dann nach § 51 Abs. 1 Nr. 3 LBG NRW nicht ge-
nehmigungspflichtig, wenn der Beamte das Gutachten selbständig erarbeitet hat. 
2Eine Gutachtertätigkeit ist nur selbständig, wenn das Gutachten von dem Beamten 
in den wesentlichen Teilen selbst erarbeitet wird und er die Verantwortung für das 
gesamte Gutachten durch Unterzeichnung übernimmt. 3Nur wenn der Beamte ver-
hindert ist, selbst zu unterzeichnen, ist die Unterzeichnung durch einen Vertreter zu-
lässig. 4Keine selbständigen Gutachtertätigkeiten sind insbesondere Tätigkeiten, die 
sich auf die Feststellung von Sachverhalten oder Tatsachen mit technischen Mitteln 
oder auf Grund von Laboratoriumsuntersuchungen nach geläufigen Methoden ohne 
wissenschaftliche Schlußfolgerungen beschränken und bei denen die notwendigen 
Untersuchungen und Beobachtungen üblicherweise von Mitarbeitern vorgenommen 
werden. 5Untersuchungen und Beratungen, die in unmittelbarem Zusammenhang 
mit der Erstattung von Gutachten stehen, gelten als Teil des Gutachtens. 6Mehrma-
lige entgeltliche Gutachtenerstattung für denselben Auftraggeber auf Grund eines 
Vertrages über eine ständige Mitarbeit oder ständige Beratungstätigkeit oder auf 
Grund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses kann mit den dienstlichen Interessen 
unvereinbar sein. 
 
§ 10 NtV Anzeigepflicht 
(1) 1Der Beamte hat nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten im Sinne des 
§ 51 Abs. 1 Nr. 2, 3 und 4b LBG NRW, die er gegen Vergütung ausüben will, seinem 
Dienstvorgesetzten vor Aufnahme schriftlich oder elektronisch anzuzeigen; § 126 
Abs. 2 LBG NRW bleibt unberührt. 2Die Verpflichtung besteht unabhängig davon, ob 
Einrichtungen, Personal oder Material des Dienstherrn bei der Ausübung der Neben-
tätigkeit in Anspruch genommen werden. 
(2) Die Anzeige ist schriftlich oder elektronisch vorzulegen und muss Angaben ent-
halten über 
1. Art und Dauer der Nebentätigkeit, 
2. den zeitlichen Umfang in der Woche, 
3. den Auftraggeber und 
4. die Höhe der zu erwartenden Vergütung (§ 11). 
 
§ 11 NtV Begriff 
(1) Vergütung für eine Nebentätigkeit ist jede Gegenleistung in Geld oder geldwerten 
Vorteilen, auch wenn kein Rechtsanspruch darauf besteht. 
(2) Als Vergütung gelten nicht der Ersatz von Fahrtkosten sowie Tage- und Über-
nachtungsgelder bis zur Höhe des Betrages, den das Landesreisekostengesetz für 
den vollen Kalendertag vorsieht. 
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(3) Pauschalierte Aufwandsentschädigungen sind in vollem Umfang, Tage- und 
Übernachtungsgelder insoweit, als sie die Beträge nach Absatz 2 übersteigen, als 
Vergütung anzusehen. 
 
§ 12 NtV Vergütungsverbot 
(1) Für eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst darf eine Vergütung von den in § 1 
Abs. 1 genannten juristischen Personen, nicht gewährt werden, es sei denn, daß 
Rechtsvorschriften etwas anderes bestimmen. 
(2) Eine Vergütung darf gewährt werden für 
1. ehrenamtliche Tätigkeiten als Pauschalaufwandsentschädigung, 
2. Lehr-, Unterrichts-, Vortrags- und Prüfungstätigkeiten, 
3. Gutachtertätigkeiten, 
4. Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten, 
5. die Leitung wissenschaftlicher Institute oder Einrichtungen, 
6. andere Nebentätigkeiten, zu deren Übernahme der Beamte nicht verpflichtet 

werden kann. 
(3) Eine Vergütung für eine Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst darf, soweit in die-
ser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, nicht gewährt werden, wenn 

a) der Beamte für die Nebentätigkeit angemessen entlastet wird oder 
b) die zu erledigenden Aufgaben dem Beamten im Hauptamt zugewiesen wer-

den können. 
 
§ 13 NtV Höchstgrenzen; Abführungspflicht 
(1) 1Werden von einer der in § 1 Abs. 1 genannten juristischen Personen Vergütun-
gen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst gewährt, so dür-
fen sie für die in einem Kalenderjahr ausgeübten Tätigkeiten insgesamt die Höchst-
grenze von 11 126,27 Euro nicht übersteigen. 2Für Hauptverwaltungsbeamtinnen 
und Hauptverwaltungsbeamte, die Vergütungen aus Nebentätigkeiten gemäß § 18 
Satz 3 des Sparkassengesetzes vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 696), in der 
jeweils geltenden Fassung, erhalten, gelten abweichend von Satz 1 folgende 
Höchstgrenzen: 
1. für die Vorsitzende oder den Vorsitzenden im Verwaltungsrat der Sparkassen 

27 815,69 Euro, 
2. für die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden im 

Verwaltungsrat der Sparkassen 22 252,55 Euro, 
3. für das einfache Mitglied und die beratende Teilnehmerin oder den beratenden 

Teilnehmer im Verwaltungsrat der Sparkassen 16 689,42 Euro. 
3Werden Vergütungen aus Nebentätigkeiten nach Satz 1 und Satz 2 innerhalb eines 
Kalenderjahres erzielt, gilt die jeweilige Höchstgrenze nach Satz 2; Vergütungen aus 
Nebentätigkeiten nach Satz 1 dürfen in diesem Fall die Höchstgrenze von 11 126,27 
Euro nicht übersteigen. 4Hauptamtliche Beanstandungsbeamtinnen und Beanstan-
dungsbeamte, die gleichzeitig Mitglieder des Verwaltungsrats sind, werden hinsicht-
lich der Höchstgrenze entsprechend ihrer Nebentätigkeit wie ein Verwaltungsrats-
mitglied behandelt. 5Die Beträge nach Satz 1, 2 und 3 sind in einem Abstand von 
jeweils zwei Jahren ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Regelung jeweils ent-
sprechend der in diesem Zeitraum vorgenommenen Anpassung der Grundgehaltss-
ätze der Endstufe der Besoldungsgruppe A 12 der Landesbesoldungsordnung A (An-
lage 1 zum Landesbesoldungsgesetz vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 
642)) in der jeweils geltenden Fassung anzupassen. 
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(2) 1Erhält ein Beamter Vergütungen für eine oder mehrere Nebentätigkeiten im öf-
fentlichen Dienst (§ 3) oder für andere Nebentätigkeiten, die er auf Vorschlag oder 
Veranlassung seines Dienstvorgesetzten ausübt, so hat er sie insoweit an seinen 
Dienstherrn im Hauptamt abzuführen, als sie für die in einem Kalenderjahr ausge-
übten Tätigkeiten zusammengerechnet die jeweilige Höchstgrenze nach Absatz 1 
übersteigen. 2In den Fällen des § 3 Abs. 1 Satz 2 gelten als empfangene Vergütung 
nach Maßgabe des § 11 alle Beträge, die dem Beamten auf Grund seiner Mitwirkung 
an der Erfüllung des Vertragsverhältnisses zugeflossen sind. 
(3) Hat der Beamte seine Aufwendungen im Zusammenhang mit der Nebentätigkeit 
nicht besonders ersetzt erhalten, so kann er außer dem Betrag nach Absatz 1 von 
seiner Vergütung die Beträge behalten, die er nachweislich aufgewendet hat für 
1. Fahrtkosten, bei der Benutzung eines eigenen Kraftfahrzeuges bis zur Höhe der 

höchsten auf Grund des § 6 Abs. 1 Satz 2 des Landesreisekostengesetzes fest-
gesetzten Wegstreckenentschädigung, 

2. Unterkunft und Verpflegung bis zur Höhe der in § 11 Abs. 2 genannten Beträge, 
3. die Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal und Material des Dienst-

herrn, 
4. sonstige Hilfeleistungen und selbstbeschafftes Material. 
(4) Die abzuführenden Beträge werden drei Monate nach Ablauf des Kalenderjahres 
fällig, in den Fällen des § 19 Abs. 2 Satz 1 jedoch frühestens einen Monat nach der 
Festsetzung. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst. 
 
§ 14 NtV Ausnahmen 
(1) § 12 Abs. 1 sowie § 13 Abs. 1 und 2 sind nicht anzuwenden auf Vergütungen für 
1. Lehr- und Prüfungstätigkeiten an einer Hochschule und bei der Ausbildung und 

Fortbildung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes sowie Prüfungstätigkei-
ten bei einer Staatsprüfung, 

2. Tätigkeiten als Sachverständiger für Gerichte oder Staatsanwaltschaften (au-
ßerhalb des Haupt- oder Nebenamtes), 

3. im öffentlichen Interesse liegende wissenschaftliche Tätigkeiten in der For-
schung im Auftrag einer Behörde sowie künstlerische Tätigkeiten, 

4. die Erstattung von Gutachten durch Ärzte, Zahnärzte oder Tierärzte für juristi-
sche Personen des öffentlichen Rechts, 

5. ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Verrichtungen, für die nach den Gebüh-
renordnungen Gebühren zu zahlen wären, 

6. die Abgeltung von Arbeitnehmererfindungen, 
7. Tätigkeiten, die während eines unter Wegfall der Leistungen des Dienstherrn 

gewährten Urlaubs ausgeübt werden. 
(2) Honorare der leitenden Ärzte (Chefärzte, Abteilungsärzte) der Krankenhäuser 
aus einer persönlichen Beratung oder Behandlung von Patienten (§ 8 Abs. 1) unter-
liegen nicht den Beschränkungen der §§ 12 und 13. 
 
§ 22 NtV Ausnahmen 
(1) Aus Gründen des öffentlichen Wohls können allgemein oder im Einzelfall Aus-
nahmen von § 12 Abs. 3 und § 13 Abs. 1 und 2 sowie weitere Ausnahmen von § 12 
Abs. 1 zugelassen werden. 
(2) Über die Zulassung von Ausnahmen entscheiden für Beamte des Landes die 
oberste Dienstbehörde im Einvernehmen mit dem für Inneres und dem für Finanzen 
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zuständigen Ministerium, für Beamte der Gemeinden und der Gemeindeverbände 
das für Kommunales zuständige Ministerium im Einvernehmen mit dem für Inneres 
zuständigen Ministerium und für Beamte der anderen der Aufsicht des Landes un-
terstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts die 
oberste Aufsichtsbehörde mit Zustimmung des für Inneres zuständigen Ministeri-
ums. 
 
§ 1 HNtV5 Geltungsbereich 
(1) 1Diese Verordnung gilt für das wissenschaftliche und künstlerische Personal im 
Sinne des § 120 Landesbeamtengesetz an den Hochschulen des Landes (im Fol-
genden als beamtetes Personal bezeichnet). 2Sie gilt auch für entpflichtete Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer, Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbe-
amte und frühere Beamtinnen und Beamte hinsichtlich von Nebentätigkeiten, die sie 
vor der Entpflichtung oder der Beendigung des Beamtenverhältnisses ausgeübt ha-
ben. 
(2) Die nur für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer geltenden Bestimmungen 
dieser Verordnung finden auf die gesamte hauptberufliche Hochschulleitung sowie 
auf Dozentinnen und Dozenten Anwendung. 
(3) Nehmen Beschäftigte auf Grund vertraglicher Vereinbarung die gleichen Dienst-
aufgaben wahr wie das in den Absätzen 1 und 2 genannte Personal und findet auf 
die Vertragsverhältnisse weder der Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Län-
der (TV-L) noch der Tarifvertrag für Ärztinnen und Ärzte an Universitätskliniken (TV-
Ärzte) hinsichtlich des tarifrechtlichen Nebentätigkeitsrechts Anwendung, ist die ent-
sprechende Geltung dieser Verordnung arbeitsvertraglich zu vereinbaren. 
 
§ 2 HNtV Geltung der allgemeinen Nebentätigkeitsverordnung 
(1) Die Nebentätigkeitsverordnung vom 21. September 1982 (GV. NRW. S. 605, ber. 
S. 689) in der jeweils geltenden Fassung findet auf das in § 1 genannte beamtete 
Personal Anwendung, soweit nichts Abweichendes geregelt ist. 
(2) 1Die Genehmigung einer genehmigungspflichtigen, nicht allgemein genehmigten 
Nebentätigkeit setzt einen schriftlichen oder elektronischen Antrag voraus. 2Dieser 
Antrag ist im Interesse einer einfachen, schnellen und reibungslosen Bearbeitung 
rechtzeitig über den Fachbereich und ggf. über die zentrale Wissenschaftliche Ein-
richtung auf dem Dienstweg zu stellen. 
 
§ 3 HNtV Hauptamt und Nebentätigkeit 
(1) 1Aufgaben, die der Hochschule obliegen, sind von dem an ihr tätigen beamteten 
Personal im Rahmen seines Dienstverhältnisses in der Regel im Hauptamt wahrzu-
nehmen. 2Die Lehrtätigkeit an anderen Hochschulen gehört nur dann zum Hauptamt, 
wenn durch sie die obliegenden Lehrverpflichtungen erfüllt werden. 
(2) 1Die Erstattung von Gutachten und die Durchführung von Untersuchungen ge-
mäß § 9 Absatz 2 Satz 4 Nebentätigkeitsverordnung, zu der die Hochschule auf 
Grund von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verpflichtet ist, gehören zu den 
hauptamtlichen Aufgaben. 2Gleiches gilt für die Erstattung von Gutachten in Beru-
fungsverfahren. 3Haben Gutachten oder Beratungen im Wesentlichen das Ergebnis 
einer im Hauptamt durchgeführten Forschungstätigkeit zum Inhalt, so zählen auch 
die Gutachtenerstattung oder die Beratertätigkeit zum Hauptamt. 4Dem beamteten 
Personal kann unter Berücksichtigung seiner übrigen Dienstaufgaben im Einzelfall 
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eine wissenschaftliche Aufgabe, insbesondere ein Gutachten (Dienstgutachten) 
oder eine künstlerische Aufgabe, im Hauptamt übertragen werden. 
(3) Zur Lehrtätigkeit gehört auch die Erarbeitung von Studienmaterial für Einrichtun-
gen des Fernstudiums. 
 
§ 4 HNtV Wahrung dienstlicher Belange 
(1) Genehmigungspflichtig im Sinne des § 49 Absatz 1 Landesbeamtengesetz ist 
die Stellung als Gesellschafterin oder Gesellschafter in einer GmbH, sofern sie nicht 
ausnahmsweise der Regelung des § 51 Absatz 1 Nummer 1 Landesbeamtengesetz 
unterfällt. 
(2) 1Nebentätigkeit während der Arbeitszeit darf bei beamtetem Personal, auf das 
die Vorschriften über die Arbeitszeit anzuwenden sind, nur nach Maßgabe des § 52 
Absatz 1 Landesbeamtengesetz zugelassen werden, sonst nur bei einer Beurlau-
bung nach den geltenden Vorschriften. 2Ist bei beamtetem Personal, auf das die 
Vorschriften über die Arbeitszeit nicht anzuwenden sind, zur Ausübung einer Neben-
tätigkeit die Befreiung von Dienstaufgaben notwendig, ist die Nebentätigkeit nur bei 
Freistellung oder Beurlaubung nach den geltenden Vorschriften zulässig. 3Die Be-
willigung von Sonderurlaub für wissenschaftliche und künstlerische Zwecke im 
Hochschulbereich umfasst die Genehmigung der Nebentätigkeit, für die der Sonder-
urlaub bewilligt wird; dies gilt auch bei der Gewährung eines Praxisfreisemesters. 
(3) Soll eine Nebentätigkeit einer Hochschullehrerin oder eines Hochschullehrers 
freiberuflich in einem Büro ausgeübt werden, so darf sie nur genehmigt werden, 
wenn 
1. eine eindeutige Trennung der Aufgaben von denen der Hochschule und der 

sachlichen und personellen Ausstattung des Büros von den Hochschuleinrich-
tungen gewährleistet ist, 

2. sie grundsätzlich in der Form einer Beteiligung an einer Sozietät oder der Mitar-
beit ausgeübt wird und 

3. gewährleistet ist, dass die Hochschullehrerin oder der Hochschullehrer durch die 
Ausübung der Nebentätigkeit nicht daran gehindert wird, der Hochschule an vier 
Tagen wöchentlich für Dienstaufgaben uneingeschränkt zur Verfügung zu ste-
hen. 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für die selbständige Tätigkeit in einem Unternehmen, 
die Ausübung einer Praxis oder das Betreiben eines Labors, eines Instituts oder ei-
ner ähnlichen Einrichtung. 
(5) Zum Nachweis, dass die Genehmigungsvoraussetzungen erfüllt sind, sind dem 
Nebentätigkeitsantrag folgende Anlagen beizufügen: 
1. Eine Erklärung, dass 

a) die Aufgaben von den Hochschulaufgaben eindeutig getrennt sind, 
b) die Nebentätigkeit außerhalb der Hochschule ausgeübt wird, 
c) Material und Einrichtungen der Hochschule nicht in Anspruch genommen 

werden und 
d) kein Personal der Hochschule im Rahmen der Nebentätigkeit beschäftigt 

wird; 
2. Der Entwurf des Gesellschafts- oder Mitarbeitervertrages einschließlich einer 

vertraglich vereinbarten Gewährleistung, dass die Hochschullehrerin oder der 
Hochschullehrer an der Erfüllung der sich aus der Nebentätigkeit ergebenden 
dienstrechtlichen Pflichten nicht gehindert wird, was insbesondere für die 
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jährliche Meldepflicht gemäß § 53 Landesbeamtengesetz, § 9 dieser Verord-
nung und die Auskunftspflicht gemäß § 52 Landesbeamtengesetz gilt. 

(6) 1Als Nebentätigkeit kann die Teilnahme an der kassenärztlichen Versorgung nur 
genehmigt werden, wenn insoweit ein Vertrag mit der Kassenärztlichen Vereinigung 
über die Inanspruchnahme der Universitätsklinik nicht besteht oder nicht zustande 
kommt und ansonsten eine ausreichende Krankenversorgung nicht gewährleistet 
werden kann. 2Beteiligungen oder Ermächtigungen von Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrern aus der Zeit vor Inkrafttreten dieser Verordnung bleiben unberührt. 
 
§ 5 HNtV Allgemeine Genehmigung von Nebentätigkeiten 
(1) Folgende Nebentätigkeiten sind allgemein genehmigt: 
1. Die Herausgabe und die Schriftleitung wissenschaftlicher Veröffentlichung durch 

Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer; 
2. Forschungs- und Entwicklungsarbeiten von Hochschullehrerinnen und Hoch-

schullehrern im Auftrag Dritter, wenn die Ergebnisse öffentlich zugänglich sein 
sollen; 

3. die Tätigkeit von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern der Rechtswis-
senschaft als 
a) Prozessvertretung vor dem Bundesverfassungsgericht, den Verfassungsge-

richten der Länder, den obersten Gerichtshöfen des Bundes und vor inter-
nationalen Gerichten; 

b) Verteidigerin und Verteidiger vor Gerichten und Disziplinargerichten; 
c) Richterinnen und Richter ohne Residenzpflicht und ohne laufende Bezüge 

an internationalen Gerichten; 
d) Prüferin und Prüfer im schriftlichen und mündlichen Teil der staatlichen 

Pflichtfachprüfung; 
4. die Preisrichtertätigkeit der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer; 
5. Lehrtätigkeiten an anderen Hochschulen im zeitlichen Umfang bis zu vier Lehr-

veranstaltungsstunden je Semesterwoche sowie die Erarbeitung von Studien-
material für Einrichtungen des Fernstudiums und Verbundstudiums in dem vier 
Lehrveranstaltungsstunden je Semesterwoche entsprechenden Umfang; 

6. die nebentätige Mitarbeit an allgemein genehmigten und nicht genehmigungs-
pflichtigen Nebentätigkeiten von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern 
außerhalb der Arbeitszeit. 

(2) § 7 Absatz 2 Nebentätigkeitsverordnung gilt entsprechend. 
 
§ 8 HNtV Ausnahmen 
(1) Über § 14 Nebentätigkeitsverordnung hinaus sind §§ 12 und 13 Nebentätigkeits-
verordnung auch auf Vergütungen für folgende von Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrern ausgeübte Nebentätigkeiten im öffentlichen Dienst nicht anzuwenden: 
1. Vortrags- und Prüfungstätigkeiten; 
2. Erstattung von Gutachten, insbesondere § 3 Absatz 2 bleibt unberührt; 
3. Forschungs- und Entwicklungsarbeiten; 
4. Objektplanung für Freianlagen, Erstellung von Flächennutzungsplänen, Bebau-

ungsplänen, Landschaftsplänen, Grünordnungsplänen und landschaftspflegeri-
schen Plänen sowie sonstiger im öffentlichen Interesse liegender Pläne öffentli-
cher Auftraggeber, Leistungen für Tragwerksplanung (siehe Regelungen der Ho-
norarordnung für Architekten und Ingenieure); 
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5. Tätigkeiten im Wissenschaftsmanagement, insbesondere geschäftsführende 
und/oder administrative Tätigkeiten bei von Bund und Ländern finanzierten über-
regionalen Wissenschaftsorganisationen und ihren Forschungseinrichtungen 
oder -instituten; 

6. Mitwirkung an unternehmerischen Hochschultätigkeiten im Sinne des § 5 Ab-
satz 7 Satz 1 des Hochschulgesetzes vom 16. September 2014 (GV. NRW. 
S. 547) in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Über weitere Ausnahmen von der Abführungspflicht gemäß § 22 Absatz 1 Ne-
bentätigkeitsverordnung entscheiden für das beamtete Personal die für die Neben-
tätigkeitsgenehmigung zuständigen Stellen zugleich mit der Nebentätigkeitsgeneh-
migung. 
 
§ 15 HNtV Erteilte Genehmigungen 
Bereits erteilte Genehmigungen auf Grund des bisherigen Rechts gelten bis zum 
Ablauf ihrer Befristung fort. 

 
 

1 Gesetz über die Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 16. Sep-
tember 2014, GV. NRW. S. 547; zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Dezember 2023, 
GV. NRW. S. 1278.  
2 Verordnung über die Lehrverpflichtung an Universitäten und Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften (Lehrverpflichtungsverordnung – LVV) vom 24. Juni 2009, GV. NRW. S. 409); zuletzt geändert 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 8. September 2023, GV. NRW. S. 1116. 
3 Gesetz über die Beamtinnen und Beamten des Landes Nordrhein-Westfalen (Landesbeamtengesetz 
– LBG NRW) vom 14. Juni 2016, GV. NRW. S. 310; zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
5. Juli 2024, GV. NRW. S. 447. 
4 Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten und Richter im Lande Nordrhein-Westfalen (Neben-
tätigkeitsverordnung – NtV) vom 21. September 1982, GV. NW. S. 605; zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 6. Dezember 2022, GV. NRW. S. 1062. 
5 Verordnung über die Nebentätigkeit des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals an den 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulnebentätigkeitsverordnung – HNtV) vom 
19. Dezember 2014, GV. NRW. 2015 S. 100; zuletzt geändert durch Artikel 70 des Gesetzes vom 1. 
Februar 2022, GV. NRW. S. 122. 
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